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WOR, den 18.02.07
82515 Wolfratshausen

Tel.
08171/29751, Fax:
081717/911035

An 











Die Bundesnetzagentur,

Außenstelle Landshut



z. Hd. Hr. Thanner

Postfach 1441

D-84001 Landshut



per fax:  0871/9721-180

Bezug:
unser Antrag auf Weitergabe der installierten Leistungen der Mobilfunk-Sendeanlagen im Landkreis und den Kommunen Schäftlarn, Seeshaupt und Penzberg mit Verweis auf das Umweltinformationsgesetz vom 07.01.07


Ihr Antwortfax vom 8.1.07, AZ VFZ-2 / EMVU / 4140


Unser Fax vom 10.01.07


Ihr ablehnender Bescheid vom 26.01.07

Widerspruch gegen Ihren ablehnenden Bescheid vom 26.01.07

Sehr geehrter Herr Thanner,

hiermit legen wir Widerspruch ein gegen Ihren ablehnenden Bescheid, mit folgenden Begründungen:

1. Sie schreiben, „die von Ihnen verlangten Auskünfte können nicht auf §3 Abs. 1 des UIG gestützt werden. Bei der Erfüllung von Informationsansprüchen nach §3 Abs. 1 UIG ist nach §9 Abs. 1 Nr. 3 UIG der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen zu beachten.“
Des weiteren schreiben Sie: „Die immissionsrelevanten Daten sind damit schon öffentlich gemacht und eine Beurteilung der Belastung des betroffenen Bereiches mit elektromagnetischen Feldern bereits möglich. Eine darüber hinaus gehende Offenlegung der technischen Daten sämtlicher von Ihnen aufgelisteter Sendeanlagen in einem gebiet trägt zur Beurteilung der Belastung des Gebietes nichts mehr bei, beeinträchtigt aber Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Senderbetreiber.“

Sie sollten §9 des UIG weiter lesen:
Abs. 3 bringt zweimal den Hinweis: „Der Zugang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Berufung auf die in Nummer 1 und 3 genannten Gründe abgelehnt werden.“ Die doppelte Nennung dieses Satzes unterstreicht die ausdrückliche Absicht des Gesetzgebers, dass die Bevölkerung ein gesetzlich verankertes Recht hat, zu erfahren, von wo und mit welcher Leistung bzw. „Emission“ sie bestrahlt wird.

Da wir immer gefordert haben, uns die installierten Sendeleistungen und damit die maximal mögliche EMISSIONEN der Mobilfunk-Sendeanlagen zu nennen, und nicht die Immissionen, auf die Sie sich beziehen, fordern wir Sie noch einmal eindringlich dazu auf, sich an das UIG zu halten. Wo kommen wir hin, wenn Bundesbehörden eigene Gesetze nach Gutdünken interpretieren und mißachten, um angebliche „Geschäftsgeheimnisse“ der Mobilfunkbetreiber zu schützen, obwohl das Gesetz klar und eindeutig regelt, dass EMISSIONEN ohne Rücksicht auf diese „Geschäftsgeheimnisse“ weitergegeben werden müssen?


2. Sie schreiben: „Bei Ihrer letzten Anfrage (Bereich Wolfratshausen) wurden Ihnen Informationen übermittelt, die zwischenzeitlich durch neuere Verfügungen geregelt werden und eine Weitergabe der gewünschten Informationen in dieser Form nicht zulassen.“

Wir weisen auf Ihr Schreiben an Herrn Dellert, AZ VFZ-2 / EMVU / 4140 vom 26.01.07 hin, der exakt die gleichen Daten verlangt und diese auch mit o.g. Schreiben von Ihnen erhalten hat.
Können Sie uns erklären, warum Sie am gleichen Tag einmal diese Daten herausgeben und beim nächsten Bescheid mit Hinweis auf „neuere Verfügungen“ diese Daten verweigern? 
Dieses Vorgehen ist willkürlich und nicht mit einem geordneten Betrieb einer Bundesbehörde vereinbar.


Wir wiederholen noch einmal eindringlich unseren Antrag auf umgehende Herausgabe der in unserem Fax/Schreiben vom 10. Januar 2007 aufgelisteten Daten. Falls die Bundesnetzagentur ihre ablehnende Haltung aufrecht erhält, bitten wir um einen widerspruchsfähigen Bescheid. 

Mit freundlichen Grüßen


